
 

 

Erneuerbare Energien Wärmegesetz EEWärmeG 

 
Das Wärmegesetz tritt am 01. Januar 2009 in Kraft. 
 
Zunächst verpflichtet das Gesetz jeden Eigentümer eines neuen Gebäudes, seinen 
Wärmeenergiebedarf anteilig mit erneuerbaren Energien zu decken. Um diese 
Nutzungspflicht zu erfüllen, können die unterschiedlichsten Energiequellen wie 
Bioenergie, Solarthermie, Geothermie oder Umweltwärme zum Einsatz kommen. 
Ersatzweise können Maßnahmen ergriffen werden, die ähnlich klimaschonend 
wirken. Das Wärmegesestz nennt verschiedene Ersatzmaßnahmen. Dazu zählen 
Kraft-Wärme-Kopplung, also die Erzeugung von Strom bei gleichzeitiger 
Wärmenutzung, Dämmmaßnahmen und die Nutzung von Wärme, die aus Nah- oder 
Fernwärmenetzen kommt. Auch die Nutzung von Abwärme wird als 
Ersatzmaßnahme anerkannt. Diese ist zwar keine erneuerbare Energie, leistet durch 
ihre besondere Effizienz aber dennoch einen anerkennenswerten Beitrag zur 
Vermeidung zusätzlicher Klimagase. 
 
Ein Gebäudeeigentümer, dessen Gebäude unter den Anwendungsbereich des 
Gesetzes fällt, muss seinen Wärmeenergiebedarf anteilig mit erneuerbaren 
Energien decken. Wärmeenergiebedarf beschreibt in der Regel die Energie, die 
man zum Heizen, zur Erwärmung des Nutzwassers und zur Kühlung benötigt. 
 
Grundsätzlich muss das Gesetz mit Inkrafttreten, also ab dem 01. Januar 2009 
beachtet werden. Übergangsfristen gelten jedoch, wenn für das Vorhaben vor dem 
Tag des Inkrafttreten des Gesetzes der Bauantrag gestellt oder die Bauanzeige 
erstattet wurde. In diesem Fall greift die Nutzungspflicht nach Bundesrecht nicht. 
Gleiches gilt für die nicht genehmigungsbedürftige Errichtung eines Gebäudes, 
wenn die erforderliche Kenntnisgabe vor dem 01. Januar 2009 erfolgt ist bzw. bei 
verfahrensfreien Vorhaben, wenn mit der Ausführung vor dem 01. Januar 2009 
begonnen werden durfte oder rechtmäßig begonnen wurde. 
 
Alle Verpflichteten des Wärmegesetzes müssen Nachweise erbringen, wobei die 
Nachweise der technischen Anforderungen der zuständigen Behörde vorzulegen 
und danach mindestens fünf Jahre aufzubewahren sind. Das gilt nicht, wenn die 
Tatsachen, die mit dem Nachweis nachgewiesen werden sollen, der Behörde bereits 
bekannt sind, z. B. weil sie dies bei der Bauabnahme geprüft hat. 
 
Die zuständige Behörde kontrolliert die Erfüllung der Nutzungspflicht ebenso wie die 
Erfüllung der Nachweispflicht. Dazu führt sie Stichproben durch. Eine Ausnahme gilt 
für Eigentümer, die flüssige oder gasförmige Biomasse nutzen. In diesem Fall muss 
15 Jahre lang nachgewiesen werden, dass der gelieferte Brennstoff im geforderten 
Umfang genutzt wird. 
 
Der Eigentümer eines Neubaus hat die Nachweise innerhalb von drei Monaten ab 
dem Inbetriebnahmejahr der Heizungsanlage des neuen Gebäudes und danach auf 
Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. 
 
Zur Ausstellung von Nachweisen sind in erster Linie Sachkundige berechtigt. 
Sachkundig ist jede Person, die nach der Energieeinsparverordnung (EnEV) 
Energieausweise ausstellen kann. Dazu können je nach Aus- und Weiterbildung 



Schornsteinfeger, Architekten, Bauingenieure, Maschinenbauer und Elektrotechniker 
sowie Anlagenhersteller und Brennstofflieferanten gehören. 
 
Ein Bußgeld muss bezahlen, wer gegen die Pflichten des Wärmegesetzes verstößt. 
Hier zu zählen die Pflicht zur Nutzung erneuerbaren Energien sowie bestimmte 
Nachweispflichten. Als Adressaten in Betracht kommen hier also nur Eigentümer von 
Gebäuden. Ferner begeht eine Ordnungswidrigkeit, wer auf Nachweisen unrichtige 
oder unvollständige Angaben macht. Das können Gebäudeeigentümer, aber auch 
zur Ausstellung von Nachweisen Berechtigte, wie Anlagenhersteller, Energieberater 
oder Brennstofflieferanten, sein. 
 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einem Bußgeld von bis zu 50.000,00 € geahndet 
werden. 
 
 
 
 


